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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 41. 


(Nr. 4740.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Provinz Poſen im Betrage von 1,100,000 Rthlrn.. Vom 19, Juni 
1857 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ; 


5 Nachdem von der Provinzialvertretung der Provinz Poſen auf dem Pro⸗ 
vinziallandtage am 20. Oktober 1856. beſchloſſen worden, die zur Tilgung 
des noch nicht amortiſirten Theiles der mittelſt Privilegiums vom 27. Sep⸗ 
tember 1852. genehmigten Anleihe von 500,000 Rthlrn. und zur Foͤrderung 
des Chauſſeebaues in der Provinz erforderlichen Geldmittel im Wege einer 

Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Provinzial⸗ 
Vertretung: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenom- 
menen Betrage von 1,100,000 Rthlrn. ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern ge⸗ 
funden hat, in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur 
Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 1,100,000 Rthlrn., in Buch⸗ 
ſtaben: Einer Million Einhundert tauſend Thalern, welche in Apoints von 100 
„bis 500 Rthlrn. nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit fünf Pro⸗ 
zent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folge⸗ 
ordnung jaͤhrlich vom Jahre 1863. ab mit wenigſtens ‚jährlich 20,000 Rthlrn. 
des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber— 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt, 
indem Wir zugleich das unterm 27. September 1852. ertheilte Privilegium zur 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender Obligationen der Provinz Poſen zum 
Betrage von 500,000 Rthlin., nachdem dieſe Obligationen aus der durch ge⸗ 
genwärtiges Privilegium genehmigten Anleihe getilgt fein werden, für aufgeho- 


ben erklaͤren. 
Jahrgang 1857. (Nr. 4740.) 78 Gegen⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Auguſt 1857. 
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| Gegenwaͤrtiges Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit⸗ 

ter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigebrud- 
tem Königlichen Inſiegel. g 


Gegeben Marienbad, den 19. Juni 1857. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. MW e ſtpha len. Für den abweſenden Finanzminifter: 
v. Raumer. 


Provinz Poſen. 
Obligation 
der Provinz Poſen 

ir „ | 
üben Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unte nm . beſtaͤtigten Beſchluſſes des 
eilften Provinziallandtages der Provinz Poſen vom 20. Oktober 1856. wegen 
Aufnahme einer Schuld von 1,100,000 Rthlrn. bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kom⸗ 
miſſion fuͤr Verwaltung des Provinzial⸗Straßenbaufonds der Provinz Poſen 
Namens der Provinz Poſen durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seiten 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von. Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welche fuͤr die Provinz Poſen kontrahirt worden und 
mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 1,100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1863, ab allmalig innerhalb eines Zeitraumes von acht und zwanzig 
Jahren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens 
20,000 Rthlrn. jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1863. ab in dem Mo⸗ 
nate September jedes Jahres. f 00 

8 ie 
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Die Provinz behaͤlt fich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch 
größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuld⸗ 
verſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuld⸗ 
verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und 
Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen foll, offent⸗ 
lich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und 
einen Monat vor dem Zahlungstermine in den Amtsblaͤttern der Königlichen 
Regierung zu Poſen und Bromberg, der Berliner Voſſiſchen und der Poſener 
Zeitung, ſowie in dem Staats⸗Anzeiger. i 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſe in Poſen, und zwar auch in der 
nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit, bei einem Bankhauſe 
in Berlin, welches in den benannten Blättern öffentlich bezeichnet werden wird, 
hier jedoch nur während eines halben Jahres nach der Faͤlligkeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchrei⸗ 

f bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
i Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
gezogen. a 


Die gekuͤndigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Provinz. 25 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. F. 120, seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Poſen. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. i 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zwölf halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1862. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Koͤniglichen 
Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Poſen gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤn⸗ 

(dr. 4740.) 78% digung 
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digung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift. 

„Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Provinz mit ihrem Vermögen. 


6 1 zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. \ 


Pe NS een 18 a 
Die ſtändiſche Kommiſſton für Verwaltung des Provinzial⸗ 
Straßenbaufonds. 


Provinz Poſen. 
Zins ⸗ Kupon 


zur i 
Obligation der Provinz Poſen 
Bitt . Re Thaler zu fuͤnf Prozent Zinſen 
Aber Thaler Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 


C 18.. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Obli⸗ 
gation für das Halbjahr vom bis nn 


Posen, den. 18 


Die ſtändiſche ee für Verwaltung des Provinzial⸗ 
f traßenbaufonds. 
Diefer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſe 
n 


der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Pro⸗ 
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Provinz Pofen. 
Talon 


zur 
Obligation der Provinz Poſen. 

Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obli⸗ 

gation der Provinz Poſen 
Litir. iiber Thaler 
a fünf Prozent Zinfen die ..... te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. 
bis 18.. bei der Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Poſen. 
Poſen, den n nuR 18. 5 


Die ſtändiſche Kommiſſion für Verwaltung des Provinzial⸗ 
Straßenbaufonds. Ba 


(Nr. 4741.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Juni 1857., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinde 
Siegburg, Regierungsbezirks Coͤln. 


Al den Bericht vom 22. Juni d. J., deſſen Anlage zuruͤckfolgt, will Ich 
der Gemeinde Siegburg, im Regierungsbezirk Coͤln, deren Antrage gemaͤß, nach 
bewirkter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in welchem dieſelbe 
mit Landgemeinden ſteht, die Staͤdte-Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856. hiermit verleihen. N 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 
Marienbad, den 25. Juni 1857. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 47404743.) (Nr. 4742.) 
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(Nr, 4742.) Allerhöchfter Erlaß vom 29. Juni 1857, betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinde 
Duͤlken, Regierungsbezirks Duͤſſeldorf. 


a Al den Bericht vom 22. Juni d. J., deſſen Anlagen zuruͤckfolgen, will Ich 
der Gemeinde Duͤlken, im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, deren Antrage gemäß, 
nach bewirkter Ausſcheidung aus dem Bürgermeiftereiverbande, in welchem die: 
ſelbe mit der Landgemeinde Duͤlken ſteht, die Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rhein⸗ 
provinz vom 15. Mai 1856. hierdurch verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die GeſetzSammlung bekannt zu machen. 
Marienbad, den 29. Juni 1857. g 
| Friedrich Wilhelm, 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4743.) Bekanntmachung der Allerhöchften Beſtaͤtigung des Statuts der Bergbau⸗Aktien⸗ 
Geſellſchaft „Mark“. Vom 4. Juli 1857. 


Se Könige Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der 
Benennung: „Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Mark“ zu genehmigen und das Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatut mittelft Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 19. v. M. zu beftätigen ge: 
ruht, was hierdurch nach Vorſchrift des F. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut in dem 
Amtsblatte der Königlichen Regierung in Arnsberg abgedruckt werden wird. 


Berlin, den 4. Juli 1857. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Oeſterreich. 


(Fr. 4744.) 
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(Nr, 4744.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der unter dem Namen: „Saturn, 
Rheiniſcher Bergwerks- Aktienverein!“ mit dem Domizil zu Coͤln ers 
richteten Aktiengeſellſchaft. Vom 22. Juli 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


fügen hiemit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung eines Aktien⸗Unternehmens un⸗ 
ter der Benennung: i 


„Saturn, Rheiniſcher Bergwerks⸗Aktienverein“, 
deſſen Sitz Coͤln ſein ſoll, und welches bezweckt: 


1) die Ausbeutung von Zink, Blei-, Kupfer⸗ und Eiſenerzen, der Kohlen 
und uͤberhaupt aller nutzbaren Erze, Foſſilien und Erden aus den Berg⸗ 
werken und Gruben, reſp. Bergwerks- und Grubenantheilen, welche die 
Geſellſchaft, unter welchem Titel es immer ſein moͤge, in Preußen und 
in den angrenzenden Deutſchen Laͤndern, vor Allem in der Rheinprovinz 
und in Weſtphalen erwirbt; 5 a 8 

2) das Aufſuchen und den Ankauf dieſer Erze und Mineralien, die Erlan- 
gung und Erwerbung oder Pachtung der zu ihrer Ausbeutung erforder⸗ 
lichen Konzeſſionen; Bau: BCE 

3) die Fabrikation der oben erwähnten Metalle und der anderen Produfte 
Gruben in den Etabliſſements und Hütten der Geſellſchaft oder 

nderer; b 

4) den Verkauf der obigen Erze, Foſſilien und Erden, ſowie der daraus zu 

gewinnenden Produkte; 


auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem mittelſt 
notariellen Akts vom 13. Juli d. J. feſtgeſtellten Geſellſchaftsſtatute Unſere 
landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. i 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem erwaͤhnten notariellen Akte 
fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute des Statuts durch die Geſetz⸗ 
Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung in Coͤln zur offent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . 
Gegeben Sansſouci, den 22. Juli 1857. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


5 Fauͤr den Miniſter für Handel, Gewerbe 
Simons. und öffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


(Nr. 4744.) Statut 
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a Statut 
des Saturn, Rheiniſcher Bergwerks⸗Aktienverein. 


Titel J. 
Bil dung, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


H. 1. 

Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird zwiſchen allen 
denjenigen, welche ſich durch Erwerbung von Aktien daran betheiligen werden, 
eine Aktiengeſellſchaft nach Artikel 29. ff. des Handelsgeſetzbuches und in 
e des Geſetzes vom 9. November 1843. unter folgenden Formen 
errichtet. 

Die Geſellſchaft erhaͤlt den Namen: 


„Saturn, Rheiniſcher Bergwerks-Aktien verein.“ 


8. 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Coͤln. Doch iſt dieſelbe verpflichtet, 
neben dem Gerichtsſtande ihres Wohnſitzes auch bei den Gerichten des In⸗ 
landes, in deren Jurisdiktionsbezirken fie gefchäftliche Etabliſſements gruͤndet, 
wegen der Geſchaͤfte und Verbindlichkeiten, welche ſich auf dieſe Etabliſſements 
beziehen, als Beklagte Recht zu nehmen. Wegen ſolcher Geſchaͤfte und Ver⸗ 
bindlichkeiten koͤnnen auch die Zuſtellungen in den betreffenden Etabliſſements 
erfolgen. Die vorſtehende Beſtimmung findet keine Anwendung auf Klagen 
der Aktionaire als ſolcher gegen die Geſellſchaft. 5 


H. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre vom Tage der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung an beſtimmt. ö 
Zur Verlaͤngerung ihrer Dauer uͤber funfzig Jahre, welche in der H. 36. 


beſtimmten Weiſe beſchloſſen werden kann, iſt die landesherrliche Genehmigung 
erforderlich. i 


Titel II. 
Gegenſtand der Geſellſchaft. 


N H. 4. 
Die Zwecke der Geſellſchaft ſind: 
J. die Ausbeutung von Zink, Blei-, Kupfer- und Eiſenerzen, der Kohlen 
und uͤberhaupt aller nutzbaren Erze, Foſſilien und Erden aus den Berg: 


werken und Gruben, reſp. Bergwerks⸗ und Grubenantheilen, ac 
Geſell⸗ 
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Geſellſchaft, unter welchem Titel es immer ſein moͤge, in Preußen und 
den angrenzenden Deutſchen Laͤndern, vor Allem in der Rheinprovinz 
und in Weſtphalen, erwirbt; 1 

II. das Aufſuchen und der Ankauf dieſer Erze und Mineralien, die Erlan⸗ 
gung und Erwerbung oder Pachtung der zu ihrer Ausbeute erforder⸗ 

lichen Konzeſſionen; 

III. die Fabrikation der oben erwaͤhnten Metalle und der anderen Produkte 
Are in den Etabliſſements und Huͤtten der Geſellſchaft oder 
Anderer; 

IV. der Verkauf der obigen Erze, Foſſilien und Erden, ſowie der daraus 
zu gewinnenden Produkte. 


Titel III. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 


H. 5. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft befteht aus ſechsmal hundert vierzig⸗ 

tauſend Thalern, getheilt in ſechstauſend vierhundert Aktien von je Einhundert 
Thalern Preußiſch Kurant. ö 


| H. 6. 

Die Geſellſchaft tritt, da das erwaͤhnte Grundkapital bereits vollſtaͤndig 
gezeichnet iſt, in Wirkſamkeit, ſobald die landesherrliche Genehmigung erfolgt 
ſein wird. 

Ga | 
Das Grundkapital kann auf den Antrag des Verwaltungsrathes durch 


Beſchluß der Generalverſammlung in der im F. 36. beſtimmten Weiſe erhoht 
werden. Dieſer Beſchluß unterliegt der landesherrlichen Genehmigung. 


H. 8. 


Die Aktien der Geſellſchaft lauten auf jeden Inhaber. 

Die Aktien werden mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem 
Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
und dem Generaldirektor unterzeichnet. f 

Die Aktien ſind nach dem beiliegenden Schema A. abgefaßt. Dem 
Aktiendokumente werden die Dividendenfcheine auf fünf Jahre nebſt Talon nach 
dem Schema B. beigegeben. i - 

Den Aktiendokumenten, den Dividendenſcheinen und den Talons wird 
auf der Ruͤckſeite eine Ueberſetzung in Franzoͤſiſcher Sprache beigefügt. 


H. 9. 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in der Col⸗ 
niſchen Zeitung und in dem Preußiſchen Staatsanzeiger. Geht eines diefer 
Blätter ein, jo ſoll die Veröffentlichung in dem uͤbrig bleibenden Blatte ſo 
Jahrgang 1857. (Nr. 4744.) 79 lange 
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lange genuͤgen, bis die naͤchſte Generalverſammlung ſtatt des eingegangenen 
Blattes ein anderes beftimmt hat. Die getroffene neue Wahl bedarf der Ge⸗ 
nehmigung der Königlichen Regierung zu Cöln. Dieſelbe Königliche Regierung 
zu Cöln iſt ermaͤchtigt, die Wahl anderer Blätter zu fordern, und nöfhigene 
falls dieſelben vorzuſchreiben. 

Saͤmmtliche in Bezug auf Geſellſchaftsblaͤtter eintretende Aenderungen 
ſind in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Coͤln, ſowie derjenigen 
Regierungen, in deren Bezirk die Blaͤtter etwa erſcheinen, und in den uͤbrigen 
Geſellſchaftsblaͤttern bekannt zu machen. 


$. 10. 


Die Einzahlung der Aftienbeträge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft in Raten von zehn bis zwanzig Prozent. 

Die Einzahlung von mindeſtens zehn Prozent muß ſofort nach Eingang 
der landesherrlichen Genehmigung erfolgen, und innerhalb des erſten Jahres 
muͤſſen uberhaupt mindeſtens vierzig Prozent eingezahlt werden. 

Die Einzahlung muß jedesmal binnen vier Wochen nach einer in die 
Geſellſchaftsblaͤtter (§. 9.) einzuruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes 
erfolgen. Zwiſchen jeder Rate muß ein freier Monat liegen. ö 

Wer innerhalb der angegebenen Friſt die Zahlung nicht leiſtet, ſoll ge: 
richtlich dazu angehalten werden und außerdem zu Gunſten der Geſellſchaft in 
eine Konventionalſtrafe von Einem Fünftel des ausgeſchriebenen Betrages ver⸗ 
fallen ſein durch den bloßen Ablauf der Friſt, ohne daß es einer andern Som⸗ 
mation oder Inverzugſetzung bedarf. 

Iſt ein Aktionair wegen nicht eingehaltener Friſt einmal verurtheilt wor: 
den, ſo ſteht es bei den folgenden Einzahlungen der Geſellſchaft frei, auf die 
gerichtliche Klage zu verzichten und den Saumigen feiner ferneren Verpfläch⸗ 
kungen mit der Wirkung zu entbinden, daß die bereits geleisteten Zahlungen 
der Geſellſchaft anheimfallen und die erworbenen Anſpruͤche erlöfchen. 

Es bedarf dazu nur einer öffentlich bekannt gemachten Erklaͤrung des 
Verwaltungsrathes. Se 

An die Stelle folcher erloſchenen Aktien muͤſſen neue in derſelben Anzahl 
kreirt, und es muͤſſen hierzu Zeichner geſucht werden. 


H. 11, 


Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen nach dem beiliegenden Schema C. ertheilt, welche nach Einzahlung 
des vollen Betrages gegen die Aktiendokumente umgewechſelt werden. 

Der Zeichner einer Aktie iſt für die Einzahlung von vierzig Prozent des 
Nominalbetrages derſelben unbedingt verhaftet. Nachdem vierzig Prozent des 
Aktienbetrages eingezahlt ſind, koͤnnen die aus der Aktienzeichnung entſpringen⸗ 
den Rechte und Pflichten durch einen von beiden Kontrahenten zu unkerzeich⸗ 
nenden Uebertragsſchein uͤbertragen werden, wenn der Verwaltungsrath dieſen 
Uebertrag genehmigt. Dieſe Genehmigung wird auf den zu dieſem Zwecke mit 
einzureichenden Inkerims⸗Quittungsbogen vermerkt. 9. 12 
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H. 12. 


„Jeder Aktionair nimmt durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie 
zugleich Domizil in Coͤln. In Ermangelung der Beſtimmung einer Perſon 
oder eines Hauſes erfolgen alle Inſinuationen guͤltiger Weiſe auf dem Sekre⸗ 
tariate des Königlichen Handelsgerichts zu Coln. 


H. 13. 


Mehrere Repraͤſentanten und Rechtsnachfolger eines Aktionairs ſind nicht 
befugt, ihre Rechte einzeln oder getrennt auszuüben; fie koͤnnen dieſelben nur 
zuſammen und zwar nur durch Eine Perſon ausüben laſſen. 


H. 14. 


Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt der Aktionair, unter welcher Be⸗ 
nennung es auch ſei, zur Zahlung nicht verpflichtet, den einzigen Fall der im 
H. 10. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


§. 15. | 


Die Uebertragung des Eigenthums der Aktie erfolgt durch die bloße 
Uebergabe des Aktiendokumentes. 


H. 16. 


Gehen Interimsquittungen, Aktien oder Talons dem Eigenthuͤmer ver⸗ 
loren, oder werden ſie vernichtet, ſo kann deren Mortifikation erfolgen. 

Zu dieſem Ende erlaͤßt der Verwaltungsrath auf den Antrag der Be⸗ 
theiligten dreimal in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens vier Monaten eine oͤffent⸗ 
liche Aufforderung in den Geſellſchaftsblaͤttern (F. 9.), die angeblich verlorenen 
oder vernichteten Dokumente einzuliefern, oder die etwaigen Rechte an dieſelben 
geltend zu machen. Sind, nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung 
abgelaufen, die Dokumente nicht eingeliefert, und iſt bis dahin kein Anſpruch 
erhoben, fo erklaͤrt das Königliche Landgericht in Coͤln auf den Antrag des 
Verwaltungsrathes die Dokumente für nichtig. Der Generaldirektor veröffent- 
licht dieſe Erklaͤrung, und es werden dem angemeldeten Eigenthuͤmer neue Do— 
kumente anſtatt der nichtig erklärten ausgeferfigt. 

Die Koſten dieſes Verfahrens und der neuen Titel fallen dem betreffen: 
den Eigenthumer zur Laſt. 1 b 

„In Bezug auf Dividendenfcheine iſt das Mortifikationsverfahren nicht 
zulaͤſſig. Es kann jedoch demjenigen, welcher den Verluſt von Dividenden⸗ 
ſcheinen vor Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt ($. 40.) bei dem Verwaltungsrathe 
anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt 
in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag 
er angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheine aus⸗ 
gezahlt werden. 


(Nr. 4741.) 88 Titel 
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Titel IV. 
Verwaltung. 


f H. 1 10 


5 Zur oberen Leitung der Geſellſchaft, ſowie zur Vertretung derſelben 
in allen Beziehungen wird ein aus ſieben Mitgliedern beſtehender Verwal⸗ 
tungsrath von der Generalverſammlung der Aktionaire ernannt. 

Wenigſtens vier Mitglieder des Verwaltungsrathes muͤſſen Inlaͤnder 
ſein. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines Notars, und der 
von dieſem über das Reſultat derſelben aufgenommene Akt bildet die Legitima⸗ 
tion der Verwaltung. Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes, 
ſowie die Namen feines Praͤſidenten und feines Vizepraͤſidenten (F. 19.), wer: 
den in den Geſellſchaftsblaͤttern (H. 9.) bekannt gemacht. Der Verwaltungs⸗ 
rath wird alle zwei Jahre zum Theil erneuert, indem nach zwei und resp. 
vier Jahren zwei, nach ſechs Jahren drei Mitglieder austreten. f 

Es beſtimmt das erſte und zweite Mal das Loos, ſodann ſtets das 
Dienſtalter die Reihenfolge der Ausſcheidenden. Die austretenden Mitglie⸗ 
der ſind jedesmal wieder waͤhlbar. 

Die erſte Erneuerungswahl findet in der dritten ordentlichen General⸗ 
Verſammlung ſtatt. 


H. 18, 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß wenigſtens dreißig Aktien 
eigenthuͤmlich beſitzen oder erwerben. f 

Dieſe Aktien werden bei der Geſellſchaft hinterlegt, ſind unveraͤußerlich 
waͤhrend der ganzen Dauer der Funktionen des Eigenthuͤmers und haften als 
Kaution für etwaige Anſpruͤche aus der Geſchaͤftsfuͤhrung deſſelben. 

Ihre Unveraͤußerlichkeit ſoll auf den Aktiendokumenten vermerkt werden. 


$. 19. 


Der Verwaltungsrath ernennt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten. i ; 

Ihre Funktionen dauern ein Jahr, fie koͤnnen jedoch wieder gewählt 
werden. Sind beide abweſend, fo ſteht dem an Lebensjahren aͤlteſten Mit⸗ 
gliede das Praͤſidium zu. Praͤſident und Vizepraſident muͤſſen Inlaͤnder fein. 


F. 20. 


Erledigt ſich die Stelle eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes in 
außerordentlicher Weiſe, ſo wird dieſelbe von dem Verwaltungsrathe proviſo⸗ 
riſch beſetzt. Ueber dieſe Beſetzung muß ein notarielles Protokoll aufgenom⸗ 
men werden. 3 

Die definitive Beſetzung erfolgt durch Wahl der naͤchſten Generalver: 
ſammlung. Die proviſoriſche ſowohl wie die demnaͤchſtige definitive Erſatz⸗ 
wahl muß ihrem Reſultate nach durch die im H. 9. beſtimmten Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter bekannt gemacht werden. N Das 
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Dias auf dieſe Weiſe ernannte Mitglied des Verwaltungsrathes uͤbt 
ſein Amt nur bis zu dem Zeitpunkte aus, bis zu welchem die Funktionen ſei⸗ 
nes Vorgaͤngers gedauert haben wuͤrden. 

. § . N 

Der Verwaltungsrath verſammelt ſich, ſo oft er es fuͤr noͤthig erachtet, 
an feſtzuſetzenden Terminen, auf Einladung des Praͤſidenten resp. Vizepraͤſi⸗ 
denten, welche auf den Antrag von dreien ſeiner Mitglieder ergehen muß, aber 
wenigſtens einmal im Monate, und zwar in der Regel am Sitze der Geſell⸗ 
ſchaft, um vom Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforderliches 
zu beſchließen. Die Beſchluͤſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit der 
Anweſenden gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von minde⸗ 
ſtens vier Mitgliedern erforderlich. Dieſelbe Zahl von Mitgliedern iſt erforder⸗ 
lich zur Vornahme von Wahlen, die nur mit abſoluter Stimmenmehrheit der 
Anweſenden Guͤltigkeit erlangen. Iſt eine ſolche Mehrheit im erſten und zweiten 
Skrutinium nicht erlangt, ſo wird die Wahlverhandlung auf die naͤchſte Sitzung 
vertagt. Wird auch in dieſer beim erſten Skrutinium keine abſolute Majoritaͤt 
erlangt, ſo werden die beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten, 
in eine engere Wahl gebracht, und wird zwiſchen ihnen, wenn Stimmengleich⸗ 
heit erfolgt, durch das Loos entſchieden. 

Ueber die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes muͤſſen Protokolle aufge⸗ 
nommen werden, welche von ſaͤmmtlichen Anweſenden zu unterzeichnen ſind. 

H. 22. 

Der Verwaltungsrath berathet und verfügt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind. Namentlich iſt er be⸗ 
fugt, Konzeſſionen, Grundſtuͤcke und Gerechtſame zu erwerben und zu veraͤußern, 
Aktivkapitalien und Immobilar-Kaufſchillinge einzuziehen, Hypothekar⸗Eintragun⸗ 
gen zu nehmen, Hypothekenloͤſchungen zu bewilligen, ſich zu vergleichen, zu kom⸗ 
promittiren, zu ſubſtituiren, die Verwendung und Anlegung von disponiblen 
Fonds zu beſtimmen, uͤber Maſchinen, die zum Betriebe und zur Fabrikation 
der Produkte erforderlich ſind, uͤber Neubauten, große Reparaturen an den 
Immobilien bis zum Betrage von dreitauſend Thalern, uͤber alle Verträge, 
welche ſich auf die Regulirung der Preiſe und des Abſatzes der Produkte der 
Geſellſchaft beziehen, und uͤber alle Uebereinkuͤnfte zur Eingehung eines der 
Geſellſchaft zuſtehenden Geſchaͤftes in Gemeinſchaft mit Anderen zu beſchließen. 

3 Der Verwaltungsrath ernennt und entläßt den Generaldirektor, ſowie 
die Agenten und Beamten der Geſellſchaft, und beſtimmt ihre Gehälter und 
etwaige Kautionen. Er iſt befugt, den Generaldirektor und alle Agenten und 
Beamten der Geſellſchaft wegen Verletzung ihrer Dienſtpflichten, Fahrlaͤſſigkeit 
oder Unſittlichkeit jeder Zeit ihrer Stellen zu entſetzen. Dieſe Befugniß des 
Verwaltungsrathes iſt ausdruͤcklich jedem Dienſtvertrage einzuverleiben. Ueber 


die Ernennung des Generaldirektors, ſowie deſſen Stellvertreters, iſt ein nota⸗ 
(Nr. 4744.) rielles 
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rielles Protokoll aufzunehmen, und das Ergebniß iſt in den im H. 9. beſtimmten 
Geſellſchaftsblaͤttern bekannt zu machen. i 

Zu Käufen und Verkäufen von Immobilien und neuen Anlagen iſt jedoch, 
ſofern dieſe Geſchaͤfte den Geſammtbetrag von zwanzigtauſend Thalern erreichen, 
die Zuſtimmung der Generalverſammlung erforderlich. f 

Um Anleihen fuͤr die Zwecke der Geſellſchaft zu kontrahiren, ſei es durch 
Aufnahme von Darlehen oder durch Eingehen von Schuldverbindlichkeiten, deren 
Deckung nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤftsjahres erfolgen kann, 
bedarf es gleichfalls der Zuſtimmung der Generalverſammlung, welche uͤber die 
Aufnahme von Anleihen nur dann guͤltig beſchließen kann, wenn bei der Ein⸗ 
ladung ausdrücklich angegeben wurde, daß über dieſen Gegenſtand berathen 
werden ſolle. Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung uͤber die Aufnahme von 
Anleihen bedürfen der Genehmigung des Handelsminiſters. 

Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
deren Beſchluͤſſen tiber die auszufuͤhrenden Maaßregeln zugleich die Ertheilung 
der General- und Spezialvollmacht an den Verwaltungsrath, dieſe Beſchluͤſſe 
zu vollziehen oder vollziehen. zu laſſen. 

Der Verwaltungsrath iſt befugt, einzelne ſeiner Mitglieder, ſowie ein⸗ 
zelne Beamten zur Beſorgung beſonderer Funktionen zu delegiren unter Aus⸗ 
ſtellung einer Spezialvollmacht. In dieſem Falle kann eine beſondere Verguͤ⸗ 
tung fuͤr die uͤbernommene Muͤhewaltung bewilligt werden. f 

Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden durch die Unterſchrift 
zweier Mitglieder vollzogen. i 

H. 23. 

Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch fuͤr ſeine 
Muͤhewaltung außer dem Erſatz für die durch feine Funktionen veranlaßten 
Auslagen eine Tantieme von fieben Prozent vom Reingewinne, welche von ihm 
unter feine Mitglieder nach den Praͤſenzliſten vertheilt werden. Die General 
Verſammlung beſtimmt die Summe, uͤber welche hinaus die einem Mitgliede 
des Verwaltungsrathes zuzuwendende Tantieme fich nicht erheben kann. Die 


feſtgeſetzte Summe gilt, bis ſie von der Generalverſammlung anderweit be 
ſtimmt wird. . 

H. 24. 
Zur ſpeziellen Führung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Wer: 
waltungsrathes wird ein Generaldirektor angeſtellt, welcher, wenn der Mer: 
waltungsrath nichts Anderes beſtimmt, den Sitzungen des Verwaltungsrathes 
beiwohnt und darin berathende Stimme hat. i 

Die Beſoldung des Generaldirektors wie auch die Beſoldung von ande⸗ 
ren hoͤheren Beamten kann zum Theil in einem Antheile am Reingewinne be⸗ 
ſtehen. Es iſt jedoch für dieſen Antheil ein Maximum feſtzuſetzen. 

Der Generaldirektor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zah⸗ 
lungsanweiſungen auf den Kaſſirer; er acceptirt, unterſchreibt und indoſſirt alle 
Wechſel und Anweiſungen, unterzeichnet für alle laufenden Geſchaͤfte, welche 
als Ausfuͤhrung der bereits getroffenen Einrichtungen oder gefaßten Beſche e 
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oder abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten ſind; doch muͤſſen alle Unterſchrif⸗ 
ten des Generaldirektors von einem der Mitglieder des Verwaltungsrathes 
oder von einem zweiten Beamten der Geſellſchaft, den der Verwaltungsrath 
delegirt, kontraſignirt werden. Der Name des zur Kontraſignatur beſtellten 
Mitgliedes des Verwaltungsrathes und des hierzu etwa beſtimmten Geſell⸗ 
ſchaftsbeamten iſt in den F. 9. beſtimmten Geſellſchaftsblaͤttern bekannt zu 
machen. Bei Krankheit und ſonſtigen Verhinderungsfaͤllen des Generaldirek⸗ 
tors übernimmt ein vom Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied des 
Verwaltungsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſellſchaft 
proviſoriſch deſſen Dienſt. 


H. 25. 
Der Generaldirektor iſt bevollmaͤchtigt, bei allen gerichtlichen Verhand⸗ 
lungen und Angelegenheiten, bei welchen die Partei durch einen Bevollmaͤchtig⸗ 
ten ſich vertreten laſſen kann, die Rechte des Verwaltungsrathes wahrzunehmen, 
und koͤnnen alle Zuſtellungen an die Geſellſchaft in dem Geſchaͤftsbuͤreau des 
Generaldirektors bewirkt werden. 


H. 26. 


Der Verwaltungsrath darf in keinem Falle einen Vertrag mit dem Ge- 
neraldirektor abſchließen, durch welchen er auf die Befugniß verzichtet, ihn we⸗ 
gen Verletzung ſeiner Dienſtpflichten, Fahrlaͤſſigkeit oder Unſittlichkeit von ſeinen 
Amtsverrichtungen zu entſetzen (H. 22.). Der Generaldirektor iſt befugt, die⸗ 
jenigen Beamten, deren Ernennung und Entlaſſung ihm nicht etwa durch den 
Verwaltungsrath ganz uͤberlaſſen werden mochte, zu ſuspendiren. 

Er hat jedoch die ſofortige Entſcheidung des Verwaltungsrathes herbei- 
zufuͤhren. 

9. 27 

Der Generaldirektor muß mindeſtens dreißig Aktien der Geſellſchaft be 
ſitzen oder erwerben. ; ET 

Dieſe Aktien unterliegen den im F. 18. fuͤr die Aktien der Verwaltungs⸗ 
räthe feſtgeſetzten Bedingungen, und haften insbeſondere als Kaution fuͤr 
etwaige Anſpruͤche aus der Geſchaͤftsfuͤhrung des Generaldirektors. 


Titel V. 
Generalverſammlung. 


H. 28. 


Vorbehaltlich der in dem H. 41. enthaltenen Beſtimmung haben nur die 
Beſitzer von fuͤnf oder mehr Aktien Stimmrecht in den Generalverſammlungen. 
Die Beſitzer von weniger als fuͤnf Aktien ſind nur befugt, an den Diskuſſio⸗ 
nen Theil zu nehmen, und ſtimmberechtigte Aktionaire als Bevollmaͤchtigte zu 
vertreten. g 
(Nr. 4744.) um 
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Um zu dieſen Verſammlungen, welche ſtets am Geſellſchaftsſitze abzu⸗ 
halten ſind, zugelaſſen zu werden, muͤſſen die Aktionaire ihre Dokumente ſechs 
Tage vor jenem der Zuſammenkunft bei der Kaſſe der Geſellſchaft oder bei 
den in der Einberufung zur Generalverſammlung bekannt zu machenden Ban⸗ 
kiers deponiren. 

Der hieruͤber ausgeſtellte Depoſitenſchein gilt als Eintrittskarte zur Ge⸗ 
neralverſammlung. 8 


H. 29. 0 


Im Monat Oktober jeden Jahres findet regelmaͤßig eine Generalver⸗ 
ſammlung ſtatt. Der Verwaltungsrath beruft mittelſt oͤffentlicher Bekannt⸗ 
machungen in den Geſellſchaftsblaͤttern (H. 9.) ſowohl die regelmäßigen, als 
die außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen, letztere, wenn er es fuͤr dienlich 
erachtet, oder wenn wenigſtens zehn ſtimmberechtigte Aktionaire, welche Inha⸗ 
ber von mindeſtens einem Viertel des emittirten Aktienkapitales ſind, ſchriftlich 
darauf antragen. Die Bekanntmachung muß mindeſtens zwanzig Tage vor 
dem Verſammlungstage ſtattfinden. Der Zweck der außergewoͤhnlichen Ver⸗ 
ſammlungen iſt im Einberufungsſchreiben anzugeben. f 


H. 30. 


In der Generalverſammlung koͤnnen abweſende ſtimmberechtigte Aktio⸗ 
naire durch Vollmacht, jedoch nur durch Aktionaire vertreten werden. Die 
Pruͤfung der Vollmachten iſt Sache des Verwaltungsrathes. Es genuͤgt eine 
Vollmacht unter Privatunterſchrift; doch kann der Verwaltungsrath die amt⸗ 
liche Beglaubigung ihm unbekannter Unterſchriften verlangen. Prokuratrager 
einer Handlungsfirma koͤnnen dieſelben Rechte ausüben, wie die Chefs der 
Handlung; Ehefrauen werden durch ihre Ehemaͤnner, Bevormundete durch ihre 
Vormuͤnder oder Kuratoren und juriſtiſche Perſonen durch ihre verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Repraͤſentanten vertreten. J 


§. 31. 
Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. 


i Ihre ſtatutenmaͤßigen Beſchluͤſſe verbinden die nicht erſchienenen oder 
nicht vertretenen Aktionaire, ſowie den Verwaltungsrath. 


§. 32. 


Der Praͤſident des Verwaltungsrathes fuͤhrt den Vorſitz in der Gene⸗ 
ralverſammlung und ernennt zwei Stimmzaͤhler, welche jedoch weder Mitglie⸗ 
der des Verwaltungsrathes noch Beamte der Geſellſchaft ſein koͤnnen. Die 
Protokolle der Generalverſammlung werden ſaͤmmtlich durch einen Notar auf? 
eee und von den vorgenannten Perſonen, ſowie von den anweſenden 
Aktionairen, welche es verlangen, unterzeichnet. i 


5 „ s 
Alle Wahlen geſchehen nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wird 10 
ſolche 
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ſolche nicht gleich bei der erſten Abſtimmung erreicht, ſo iſt die doppelte Zahl 
der zu erwaͤhlenden Perſonen, entnommen aus denjenigen, die beim erſten Skru⸗ 
tinium die meiſten Stimmen erhielten, auf eine engere Wahl zu bringen. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Desgleichen erfolgen alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlung, vorbehalt⸗ 
lich der für einzelne Falle abweichenden Beſtimmungen des gegenwärtigen Sta⸗ 
tuts, nach abſoluter Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Je fuͤnf 
Aktien geben Eine Stimme; jedoch kann kein Aftionair mehr als zehn Stim⸗ 
men fuͤr ſeine eigenen Aktien und außerdem noch zehn Stimmen fuͤr die von 
ihm vertretenen Aktien abgeben. 

Die Wahlen werden mittelſt geheimen Skrutiniums vorgenommen. Auch 
über andere Gegenſtaͤnde muß durch geheimes Skrutinium abgeſtimmt werden, 
wenn dieſes durch den Vorſitzenden oder durch zehn Aktionaire beantragt wird. 


8. 84. 


Der Verwaltungsrath iſt befugt, die Beſchlußnahme uͤber diejenigen An⸗ 
traͤge bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen, welche nicht von ihm 
ausgehen, oder ihm nicht acht Tage vor dem Verſammlungstage ſchriftlich 
mitgetheilt worden ſind. Es kann in dieſem Falle die Generalverſammlung 
beſchließen, daß ſie ohne weitere Berufung an einem der naͤchſten drei Tage 
wieder zuſammentreten werde, um die Erklaͤrung des Verwaltungsrathes zu 
hoͤren und Beſchluß zu faſſen. 


H. 35. 


Die jaͤhrliche Generalverſammlung ernennt drei Kommiſſarien, von denen 
mindeſtens zwei Inlaͤnder ſein muͤſſen, mit dem Auftrage, die Rechnungen und 
die Bilanz zu unterſuchen, die der naͤchſten Generalverſammlung von dem Ver⸗ 
waltungsrathe vorzulegen ſind. 

Die Funktionen der Kommiſſarien fangen erſt einen Monat vor der Vor⸗ 
legung der Rechnungen an die Generalverſammlung an, und hoͤren mit dem 
Schluſſe dieſer Verſammlung auf. Im Laufe des Monats ihrer Funktionen 
unterſuchen die Kommiſſarien am Geſellſchaftsſitze die Rechnungen des vorher⸗ 
gehenden Jahres und erſtatten daruͤber der Generalverſammlung einen Bericht. 
Dieſer Bericht muß dem Verwaltungsrathe acht Tage vor der Verſammlung 
mitgetheilt werden. 


$. 36. 


Die Generalverſammlung kann Abaͤnderungen des Statuts beſchließen, 
jedoch nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden oder vertre⸗ 
tenen Stimmen und nur dann, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberu⸗ 
fung angedeutet war. a 

Der Antrag dazu muß vom Verwaltungsrathe oder von mindeſtens 
zehn Aktionairen, welche Inhaber von mindeſtens einem Drittel des emittirten 
Aktienkapitals ſind, ausgehen. 

Jahrgang 1857. (Nr. 4744.) 80 f Alle 
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11 5 Alle Abaͤnderungen der Statuten bedürfen der landesherrlichen Ge⸗ 


nehmigung. 
F. 37. 


„In der regelmäßigen Generalverſammlung werden die Gefchäfte in nach⸗ 
folgender Ordnung verhandelt: f 


fung der dee dein und Bilanz für das abgelaufene erſſe Rechnungs⸗ 
ächtigung, dieſe Rechnungen und dieſe Bilanz für den 


Fall des Richtigfindens feſtzuſtellen und dem Verwaltungsrathe Dechärge 


Verſammlung nur dann abgeaͤndert werden, 
Berathungsgegenſtand beſonders bezeichnet it. 


Uu 41 AL 

Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 

H. 38. ® 
Das Geſchaͤftsjahr laͤuft vom 1. Juli jeden Jahres bis zum 30. Juni 

des folgenden Jahres. 12231400 100 11174 Ain, nt 1e 2 N 5 
Mit dem 30. Juni eines jeden Jahres ſoll eine Bilanz des Aktio- und 
Paſſiv⸗Vermoͤgens errichtet, in den zwei zunächſt folgenden Monaten abge⸗ 
ſchloſſen und in ein dazu beſtimmtes Buch eingetragen werden. 


: Bei dieſer Aufſtellung werden die rohen Produkte nach dem Tageswerthe 
und die halb oder ganz fertigen Wagren nach den Tagespreiſen des Rohma⸗ 
1 unter Hinzufuͤgung der darauf verwandten wirklichen Fabrikationskoſten 

erechnet. N 
Der 


= 6 z 


Der Verwaltungsrath beſtimmt in jedem Jahre, wie viel in der Bilanz 
von dem Werthe der Immobilien, Maſchinen, Geraͤthſchaften und anderen be— 
weglichen Gegenſtaͤnde, welche das Kapital der Geſellſchaft ausmachen, abge⸗ 
ſchrieben werden ſoll. Dieſe Abſchreibung muß bei Gebaͤulichkeiten, Maſchinen 
und Utenſilien mindeſtens fuͤnf Prozent betragen. 

Nachdem dieſe Abſchreibung vollzogen, bildet der nach Abzug des Paſſivs 
bleibende Ueberſchuß des Aktivs den reinen Gewinn der Geſellſchaft. 

Die Reſultate der alljährlich aufzuſtellenden Bilanz find in den Geſell⸗ 


ſchaftsbläͤttern (5. 9.) öffentlich bekannt zu machen. 


. 39. 


Die Generalverſammlung beſtimmt jaͤhrlich, wie viel von dem reinen 
Gewinn als Dividende unter die Aktiongire vertheilt werden ſoll. Es ſollen 
jedoch mindeſtens funfzehn Prozent deſſelben zur Bildung eines Reſervefonds 
zuruͤckgelegt werden, bis derſelbe die Hoͤhe von zehn Prozent des emittirten Ak⸗ 
tienkapitals und mindeſtens Einhundert tauſend Thaler erreicht hat. Demnaͤchſt 
iſt es der jährlichen ‚Generalverfammlung anheimgegeben, weniger oder gar 
nichts dem Reſervefonds zuzuweiſen. Die zum Reſervefonds fließenden Be⸗ 
traͤge unterliegen nicht den in den H. 23. und 24. bezeichneten Tantiemen. 

Die Dividenden ſind in Coͤln an der Kaſſe der Geſellſchaft zahlbar. 
Dieſelben werden am 2. Januar des folgenden Jahres ausbezahlt. 


H. 40. 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft in fuͤnf Jahren, 


von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt find. "+ 
een Mr tant? tonne ana Fee AR Aa 


Auflöſung der Gefellfchaft. 
H. 41. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche ein Drittel 
des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann der Antrag auf Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft geſtellt werden. Die Auflöfung kann aber nur eine beſonders dazu be⸗ 
rufene außerordentliche Generalverſammlung, in welcher alle Aktionaire das 
Stimmrecht auszuuͤben befugt find, durch eine Mehrheit von drei Vierteln der 
i ab eden def vertretenen Aktien, jede für Eine Stimme zählend, beſchließen. 
e e SNEn die, Auflöſung der Geſellſchaft bedarf der landesherrlichen 

; Außerdem tritt die Auflöſung der Geſellſchaft in den im H. 28. des 
Geſetzes vom 9. November 1843, beſtimmten Faͤllen ein und wird nach Maaß⸗ 
gabe der im $. 29, ff. enthaltenen Vorſchriften bewirkt.. 

Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der den fie ernennt letztere und beſtimmt deren Befugniſſe. 
(Nr. 4744.) 25 80 * e Ditel 
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Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


H. 42. 


Alle Streitigkeiten, weiche zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft 
in Bezug auf die letztere oder deren Auflöfung entſtehen, werden mit Ausſchluß 
des gewoͤhnlichen Rechtsweges durch Schiedsrichter entſchieden. Das Schieds⸗ 
gericht wird aus zwei Schiedsmaͤnnern gebildet, und haben ſich die Parteien uͤber 
deren Wahl binnen acht Tagen, nachdem von einem Theile Vorſchlaͤge dazu 
gemacht worden, zu einigen; im Falle dies nicht geſchieht, werden auf 928 An⸗ 
trag des fleißigeren Theiles die zwei Schiedsmaͤnner vom Praͤſidenten des Koͤ— 
niglichen Handelsgerichts zu Coͤln, oder, wenn dieſer ſelbſt Aktionair iſt, von dem 
naͤchſten unbetheiligten Handelsrichter ernannt. 

Sind beide Schiedsmaͤnner uͤber die zu entſcheidende Frage verſchiedener 
Meinung, ſo waͤhlen ſie einen Obmann, der ſich fuͤr jede Frage der einen oder 
andern Anſicht anzuſchließen hat. Koͤnnen ſich die Schiedsrichter uͤber die Wahl 
eines Obmannes nicht einigen, ſo wird derſelbe von dem Handelsgerichts⸗ 
Praͤſidenten zu Coͤln, und, wenn dieſer ſelbſt Aktionair iſt, von dem naͤchſten 
unbetheiligten Handelsrichter ernannt. 

Die Aktionaire ſind, wie groß auch ihre Zahl bei einer Streitfrage ſein 
moͤge, verbunden, ſoweit ſie ein und daſſelbe Intereſſe haben, einen einzigen 
gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten zu Cöln zu bezeichnen, welchem alle pro⸗ 
zeſſualiſchen Akte in einer einzigen Abſchrift mitgetheilt werden. Thun ſie dies 
nicht, ſo iſt die Geſellſchaft befugt, ihnen alle Inſinuationen und Mittheilun⸗ 
gen in einer einzigen Abſchrift auf dem Sekretariate des Koͤniglichen Handels⸗ 
gerichts zu Cöln zuſtellen zu laſſen. 

Gegen die Entſcheidung der Schiedsrichter findet weder Berufung noch 
Kaſſation ſtatt. 


Titel IX. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zu den Ortsgemeinden. 


H. 43. 


5 Die Geſellſchaft hat fuͤr den Fall, daß den Gemeinden, in welchen ſich 
ihre Bergwerke und gewerblichen Etabliſſements befinden, oder den Nachbar⸗ 
oben durch von ihr herbeigezogene auswaͤrtige Arbeiter nachweislich er⸗ 
oͤhete Koſten für die Kirchen- und Schulbeduͤrfniſſe, ſowie für die Armenpflege 
erwachſen ſollten, fuͤr den durch die Arbeiter ſelbſt nicht gedeckten erhoͤheten 
Koſtenbetrag aufzukommen. Ueber das Maaß der von der Geſellſchaft even⸗ 
tuell zu zahlenden Beitraͤge entſcheidet die Bezirksregierung, vorbehaltlich des 
Rekurſes an die betreffenden Koͤniglichen Reſſortminiſterien und das Koͤnigliche 
Handelsminiſterium. eitel 

Tite 
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Titel X. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
. $. 44. 


Fuͤr den Fall, daß die Geſellſchaft nicht binnen Jahresfriſt vom Tage 
der landesherrlichen Genehmigung an in Wirkſamkeit treten ſollte, kann das 
Wien Handelsminiſterium die landes herrliche Genehmigung für erloſchen 
erklären. 


H. 45. 


Die Koͤnigliche Regierung zu Coͤln iſt befugt, einen Kommiſſar zur 
Wahrnehmung des Aufſichtsrechts des Staates fuͤr beſtaͤndig oder fuͤr einzelne 
Faͤlle zu beſtellen. Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Verwaltungsrath 
und die Generalverſammlung, ſowie ſonſtige Organe guͤltig zuſammen berufen 
und ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, 
Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft, ſowie 


von ihren Beſitzungen, Vorraͤthen und Kaſſen Einſicht nehmen. 


Inſoweit die Geſellſchaft Bergwerke und gewerbliche Etabliſſements in 
einem andern als dem Coͤlner Regierungsbezirke beſitzt, ſteht auch der dortigen 
Königlichen Regierung das Recht zu deren kommiſſariſchen Beaufſichtigung zu. 


H. 46. 


Für die Geſellſchaft find alle beſtehenden und noch ergehenden Verord⸗ 
nungen ſowohl uͤber Aktiengeſellſchaften als auch uͤber den Betrieb derjenigen 
Geſchaͤfte, welchen das Unternehmen gewidmet iſt, maaßgebend. 


Titel XI. 
Tranſitoriſche Beſtim mungen.“ 
47. 


Es wird hierdurch dem Herrn Eduard Mayer, Advokat⸗Anwalt, zu Cöln 
wohnend, mit dem Rechte der Subſtitution Auftrag und Vollmacht ertheilt, die 
landesherrliche Genehmigung der Geſellſchaft nachzuſuchen, ſowie diejenigen Ab⸗ 
aͤnderungen der Statuten und Zuſaͤtze zu denſelben Namens der Kontrahenten 
vorzunehmen, welche die Staatsregierung vorſchreiben oder empfehlen wird. 

a Dieſe Abaͤnderungen ſollen für ſaͤmmtliche Kontrahenten und für alle in 
Gemaͤßheit des §. 1. des Statuts beitretenden Aktionaire ebenſo rechtsverbind⸗ 
lich ſein, als wenn ſie woͤrtlich in dem urſpruͤnglichen Statute aufgenom⸗ 


men waͤren. 


H. 48. 


Sofort nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung iſt eine außerordent⸗ 
(Nr. 4744.) liche 
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liche Generalverſammlung zur Wahl des erſten Verwaltungsrathes einzuberu⸗ 
fen, und hat die Ausſchreibung der erſten Einzahlung von zehn Prozent zu 
erfolgen. 

3 Zu dieſer Einberufung und Ausſchreibung foll der Mitftifter der Geſell⸗ 
ſchaft, Herr Carl Theodor Guillery, Grubendirektor in Coͤln, legitimirt fein. 

Die Dauer des erſten Verwaltungsrathes ſoll, ſoweit es die Neuwahl 

betrifft, Behufs Herbeifuͤhrung des geregelten Turnus, vom Tage der erſten 
ordentlichen Generaloerſammlung an gerechnet werden (F. 17). 


Schema A. 


Saturn. 
Mheini fiber ag -Aktien- Derein. 


ä 95**ͤ¹* ẽU „„ „„ „„ „ „„ „„ „„ „„ „„ „ Sa ar BL cc Bar Ba TEC u DL ur ec Dr Sr Br Br BE Br Er EL Er Ka 


8805 des Vereins Cöln am Rhein. 
Grundkapital der Geſellſchaft 640,000 Thaler in 6400 Aktien zu 100 Thaler. 


über Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Den Betrag dieſer auf jeden Inhaber lautenden Aktie iſt baar zur Kaſſe 
des Saturns, Rheiniſchen Bergwerks-Aktien⸗Vereins, bezahlt worden. 


Con, den 48. 
Der Verwaltungsrath. ‚Der, Generol- Direktor. 
(Zwei eigenhaͤndige Unterſchriften.) 8 (Eigenhaͤndige Unterſchrift.) 
Eingetragen Fol. u... 


Der Kontrol-Geamte. 
(Eigenhaͤndige Unterſchrift.) 


Schema b. 


= 69 = 
Schema B. 
— —̃ä D— 


Saturn. 
Aheiniſcher Bergwerks Aktien - verein. 
Anweiſung zur Aktie . . gehörig. 


Trockener Stempel, 
die Bezeichnung enthaltend: Saturn, 
Rheinisches Bergwerks⸗Aktien⸗Verein. 


Eingetragen sub Fol. ..... des Kupon⸗Regiſters. 
(Ligenhändige Unterſchrift des Kontrol⸗Beamten.) 


Inhaber empfängt am ... die II. Serie der Dividenden-Kupons zu der 
vorſtehend bezeichneten Aktie. 

Eoln, den 18. 1 R 

Der Verwaltungsrath. 

(Zwei Unterſchriften per Fakſimile.) 


| SAN © 
Rheinifcher Bergwerks- Aktien- Derein. | 
Trockener Stempel, 
(wie oben.) 


Dividenden⸗Kupon 
zu der Aktie M..... 


Inhaber erhält amm... ER egen dieſen 
Kupon an der Kaſſe der Wagen heft zu Cöln oder den 
bekannt zu machenden Stellen 
dende für das Geſchäftsjahr 185./5. 

. A den ten 18 
Der Verwaltungsrath. 
(Zwei Unterſchriften per Fakſimile.) 


Eingetragen Fol. ..... EEE en 
(Ligenhändige Unterſchrift des Rontrol-Beamten.) 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſell⸗ 
ſchaft nach §. 40. des Statuts in fünf Jahren, bon 
em ur an gerechnet, an welchem diefelben zahlbar 


geſtellt ſind g 
— — —T:—L—U————— — — 
f Schema C. 


(Nr. 4744.) ö 


Schema C. 


Interim - Quittung, 


Saturn. 


Üheinifcher Bergwerks- Aktien-Dderein. 


Gegründet durch Akt vor Notar Eglinger vom ........... nn. nn essen 
beftätigt durch Allerhoͤchſte Kabinets-Order vonn 6 é 


JJ ⁵¶Ofmjn ̃ę̃ ß 
Wohnhaft) es. 
hat zu dem Grundkapitale der Geſellſchaft »Saturn«, Rheiniſcher Bergwerks⸗ 
Aktien⸗Ver einn Stuͤck Aktien zu Einhundert Thaler jede gezeichnet, 
und darauf heute zwanzig Prozent als erſte Rate eingezahlt. 44 
Die ſpaͤteren Einzahlungen find auf der Ruͤckſeite dieſer Interim | 
Quittung von unſerer Kaſſe oder den anderen, in den oͤffentlichen Ankuͤndigun⸗ 
gen zu beſtimmenden Empfangsſtellen zu quittiren. 85 


Coln, den na 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Zwei eigenhaͤndige Unterſchriften.) 


Rebigirt im Bürcau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker), 


